
1 Selbstverständnis für komm�n
le M
nd
tsträger*innen

2 im Kreisverb
nd Region H
nnover

3 Die bevorstehenden niedersächsischen Kommunalwahlen im September 2026 ge-
4 ben uns Anlass, unsere Haltung zur Arbeit in den kommunalen Parlamenten und
5 das Selbstverständnis linker Mandatsträger*innen festzulegen. Alle, die sich für
6 eine Kandidatur für DIE LINKE zu den Kommunalwahlen bewerben, sollten sich die-
7 sem Selbstverständnis verpflichten oder dies ausdrücklich ablehnen.
8 Em
nzip
torische Komm�n
lpolitik

9 Kommunalpolitik bedeutet die direkte Gestaltung des Alltags der Menschen in un-
10 seren Städten und Gemeinden. Wichtige Themen wie Wohnen, Bildung, Kultur, Mo-
11 bilität, öffentliche Daseinsvorsorge und Maßnahmen zu Umwelt- und Klimaschutz
12 werden auch auf lokaler Ebene behandelt und entschieden. Linke Kommunalpolitik
13 ist daher ein Hebel, um konkrete Verbesserungen für die arbeitende Bevölkerung,
14 Mieter*innen, Kinder und Jugendliche, alte und marginalisierte Menschen gemein-
15 sam mit ihnen zu erkämpfen. Für diese emanzipatorischen Bestrebungen gilt es
16 außerhalb der Parlamente unsere Mitmenschen für den Kampf gegen die Ungleich-
17 heiten in unserem System zu organisieren. Die Mandatsträger*innen haben gleich-
18 zeitig die Verantwortung, die Kämpfe hierfür auch institutionell in den politischen
19 Gremien der Städte und Gemeinden der Region Hannover auszutragen. Wir nutzen
20 die kommunalen Mandate also aktiv, um politisches Bewusstsein zu schaffen, ge-
21 sellschaftliche Kräfteverhältnisse zu beeinflussen und damit einen Teil zur Verän-
22 derung für die Menschen in unseren Kommunen beizutragen.



23 Unser Selbstverständnis 
ls M
nd
tsträger*innen:

24 D
s M
nd
t 
ls verbindendes Element

25 Linke Kommunalpolitik verstehen wir als Brücke zwischen der politischen Arbeit in
26 gesellschaftlichen Bewegungen und den kommunalen Institutionen. Wir wollen
27 deshalb Kämpfe um ein gutes Leben für alle, für soziale Gerechtigkeit, Klima- und
28 Umweltschutz, Frieden, Querfeminismus und Antifaschismus in die kommunalen
29 Parlamente und Verwaltungen tragen und dort verankern. Unsere parlamentarische
30 Arbeit verbinden wir hier mit konkreten außerparlamentarischen Aktionen und ar-
31 beiten dazu in Bündnissen mit anderen progressiven Organisationen und Bewegun-
32 gen.
33 Linke Kommunalpolitik fußt darauf, dass viele Menschen mit gemeinsamen Werten
34 zusammen etwas bewegen wollen. Das praktizieren wir als enge Verbindung von
35 Vorstands- und Basisarbeit und dem Handeln in und außerhalb der kommunalen
36 Parlamente. Aktivismus, Initiativen und Kampagnen, sowie die Arbeit in den Parla-
37 menten müssen strategisch und in der politischen Praxis zusammen gedacht wer-
38 den, um eine wirksame linke Kommunalpolitik zu bilden, die die Gesellschaft beein-
39 flusst und dauerhaft die politische Landschaft verändert.
40 Unsere Aufgabe als Mandatsträger*innen ist es, vor diesem Hintergrund für Trans-
41 parenz und Aufklärung zu sorgen und Missstände öffentlich zu machen, konkrete
42 Verbesserungen für die Menschen in unseren Städten, Gemeinden und der Region
43 Hannover durchzusetzen und Mehrheiten hierfür aufzubauen, Verwaltungsent-
44 scheidungen kritisch zu begleiten und Sparlogiken und dem Abbau von sozialen
45 und demokratischen Rechten entgegenzutreten. Wir stehen für eine linke Kommu-
46 nalpolitik, die kämpferisch an der Seite der Menschen steht, solidarisch und gestal-
47 tend ist.
48

49 Ch
ncen �nd Her
�sforder�ngen des M
nd
ts

50 Wir wissen um den Anpassungsdruck, den die Arbeit in den Parlamenten für uns
51 Mandatsträger*innen mit sich bringt und bewerten unsere Antwort darauf regelmä-
52 ßig neu. Jedes Parlament hat eine staatstragende Logik, die auf die Aufrechterhal-
53 tung des kapitalistischen Systems abzielt. Die Rhetorik der anderen Parteien ver-



54 stärken diesen Druck. Zusätzlich verschärft das, extern von Bund und Ländern vor-
55 gegebene, Ungleichgewicht zwischen vielen Aufgaben und engen finanziellen Mit-
56 teln der Kommunen die häufig vorherrschende Sparunlogik. Statt sinnvoller Debat-
57 ten über Bedarfe stehen daher vielmehr die vorgeblich notwendigen Kürzungen im
58 Vordergrund. Obwohl dieses Problem allein auf kommunaler Ebene nicht gelöst
59 wird, müssen wir immer wieder betonen, dass eine Ausfinanzierung von Kultur und
60 öffentlicher Daseinsfürsorge absolut notwendig und möglich ist.
61 Als weitere Herausforderung können Sitzungen lang und ermüdend sein. Umso
62 wichtiger ist es, gemeinsam mit unseren Genoss*innen zu priorisieren und Schwer-
63 punkte zu setzen, statt in allen Themen anderen hinterherzurennen.
64 Uns ist bewusst, dass die Macht der Institution, Sachzwänge, Sparlogik und poli-
65 tische Routinen linke Politik erschweren und behindern. Eine Anpassung an den
66 vorhandenen Rahmen wird nur zur Abkehr unserer Ideale führen. Gleichzeitig kön-
67 nen wir die kommunalen Parlamente, Gremien und Verwaltungen den anderen po-
68 litischen Kräften nicht überlassen. Stattdessen nutzen wir sie, um unsere Nach-
69 bar*innen und Mitstreiter*innen zu organisieren und zu stärken. Gemeinsam wollen
70 wir unsere Städte, Gemeinden und die Region Hannover gestalten. Deshalb stellen
71 wir uns dieser Aufgabe mit der Teilnahme an den Kommunalwahlen.
72 Die Erfahrung zeigt, dass linke Kommunalpolitik unter Beachtung der Herausforde-
73 rungen wirken kann. Daher kommt es darauf an, Themen zu identifizieren und auf
74 respektvoll pöbelige Art öffentlich zu machen, so dass die Parteien der Ratsmehr-
75 heit letztlich zum Handeln gezwungen werden. So zum Beispiel in der Region Han-
76 nover im Rat der Stadt Gehrden, wo in einem neuen Wohngebiet ausschließlich
77 freistehende Einfamilienhäuser gebaut werden sollten. In einer Rede als Reaktion
78 hierauf fragte unser Mandatsträger: „Wollen CDU, SPD und Grüne nicht, dass arme
79 Menschen nach Gehrden ziehen?“ Ein Grundstück in zentraler Lage wurde für den
80 Bau eines dreistöckigen Mehrfamilienhauses vergeben.
81 Auch Anträge, von denen man weiß, dass sie abgelehnt werden, können für eine
82 Diskursverschiebung nach Links sorgen.



83 Kooper
tion im P
rl
ment

84 Die Zusammensetzung der einzelnen Parlamente, der Stadt-, Bezirks- und Gemein-
85 deräte befindet sich im Wandel und so ist davon auszugehen, dass wir dort leider
86 gemeinsam mit etlichen Abgeordneten der rechtsextremen AFD sitzen werden. Wir
87 erachten es als selbstverständlich, dass wir als Mandatsträger*innen auf keinen
88 Fall mit oder mithilfe rechtsextremer Parteien, wie der AFD, Anträge stellen oder
89 durchbringen, denn jede Zusammenarbeit gibt diesen Parteien und deren Werten
90 den Schein der Legitimation, was zu verhindern gilt. Abhängig von den lokalen Ge-
91 gebenheiten und jeweiligen Zusammensetzung des Rates, können auch andere
92 Fraktionen Werte und Positionen vertreten, die fundamental unvereinbar mit unse-
93 rer Identität sind. Auch hier schließen wir die Zusammenarbeit aus. Die Kooperation
94 mit anderen Fraktionen muss stets bezüglich der Wahrung unserer Werte und Po-
95 sitionen überprüft werden. Hierzu beachten wir die Leitlinien des Landesverban-
96 des. (bundescloud.die-linke.de/index.php/f/5844456)
97

98 D
s Verhältnis von M
nd
tsträger*in �nd B
sis

99 Die Linke ist auch auf kommunalpolitischer Ebene eine Partei, deren Politik aktiv
100 von der gesamten Basis gestaltet wird. Es braucht daher eine gute Rückkopplung,
101 um gemeinsame Schwerpunkte zu setzen und Anknüpfungspunkte zwischen der
102 außerparlamentarischen Arbeit unserer Genoss*innen und unserer Politik in den
103 Räten zu finden. Als Mandatsträger*innen verstehen wir uns als Teil der Partei,
104 nicht als ihre Vertreter*innen, und sind selbstverständlicher Teil der Basis. Somit
105 sind wir keine Einzelkämpfer*innen, selbst wenn wir in Ratssitzungen oder Aus-
106 schüssen zeitweise alleine für unsere Partei stehen. Wichtige Entscheidungen wer-
107 den gemeinsam getroffen, so dass unsere Politik nicht nur von unserer eigenen
108 Erfahrung, sondern auch von der Perspektive anderer Mandatsträger*innen, ge-
109 nauso wie der unserer Genoss*innen aus der Basis profitiert.
110 Wir bekräftigen vor diesem Hintergrund das Prinzip des kollektiven Mandats als
111 Grundprinzip unserer kommunalpolitischen Arbeit. Unsere Abgeordneten arbei 
112 ten eng mit der Partei und ihren Basisorganisationen zusammen und bleiben re 
113 chenschaftspflichtig gegenüber der Partei und den Menschen in unseren Kom 
114 munen.

https://bundescloud.die-linke.de/index.php/f/5844456


115 Unsere Politik richtet sich nach den Werten und Positionen des Partei- und Wahl-
116 programms. Diese vertreten wir im Wahlkampf, genauso wie danach. Wir wollen
117 Mitstreiter*innen für diese Politik gewinnen, dafür müssen wir glaubwürdig bleiben
118 und stets konsistente Positionen vermitteln. Als Mandatsträger*innen prägt unser
119 Handeln und Auftreten oft das öffentliche Bild der Partei in unseren Gemeinden.
120 Dessen sind wir uns bewusst und legen daher besonderes Augenmerk auf solida-
121 risches Verhalten mit unseren Genoss*innen.
122 Wir haben jederzeit den Anspruch auf volle Unterstützung von unseren Genoss*in-
123 nen für unsere Arbeit und gleichzeitig sind wir uns stets bewusst, dass der Rest der
124 Basis unsere Arbeit erst legitimiert. Kollektivität und individuelle Verantwortung
125 gehören zusammen: Wir müssen Position beziehen, Entscheidungen treffen und
126 öffentlich vertreten. Gleichzeitig ist unsere Arbeit in den Kommunalparlamenten an
127 die Entscheidungen der Basis gebunden und ihr verpflichtet. Dies gilt insbesonde-
128 re für die gemeinsame Prioritätensetzung und Aufgabenverteilung. Durch diese
129 kollektive Abstimmung unserer Projekte und Ziele ist auch die Basis in der Pflicht,
130 unsere Arbeit als Mandatsträger*innen fachlich und inhaltlich so zu begleiten und
131 zu unterstützen, dass wir unserer Verantwortung gerecht werden können, an die
132 sonstige Arbeit der Basis angebunden bleiben und dem oben beschriebenen An-
133 passungsdruck widerstehen können. Dabei achten wir auf unsere Kapazitäten und
134 priorisieren Wissensweitergabe, Emanzipation und persönliche Weiterentwicklung.
135 Um dies zu realisieren, stellt der Kreisverband eine Plattform zur Verfügung:
136 Einmal im Quartal kommen alle Mandatsträger*innen sowie interessierte Ge 
137 noss*innen aus Kreisvorstand und Basis zusammen, um die kommunalpoliti 
138 sche Arbeit der letzten Monate kritisch und solidarisch zu reflektieren. Außer 
139 dem werden Positionen abgestimmt, gemeinsame Schwerpunkte gesetzt und
140 Ziele für die kommenden Monate vereinbart.
141

142 Auch darüber hinaus ist unser politscher Alltag von der Einbindung ins Kollektiv
143 unserer Genoss*innen geprägt. Ein wichtiger Teil davon kann auch die emotionale
144 Unterstützung von Genoss*innen aus unseren Bezugsgruppen (z.B. der BO) sein.
145 Wir sprechen uns daher regelmäßig mit vertrauten Genoss*innen, idealerweise be-
146 reits im Vorfeld der Wahl ab, wie wir dieses Mandat gemeinsam gestalten können.



147 Unsere gemeinsamen Ziele halten wir im Blick und verteilen unsere Ressourcen
148 entsprechend. Wir können uns darauf verlassen, dass unsere Genoss*innen uns
149 mit Rat und Tat zur Seite stehen. Lob und Kritik gehört uns allen, sodass wir auch
150 gemeinsam damit umgehen. Als Mandatsträger*innen brauchen wir Genoss*innen,
151 die uns im Zweifel auch unsere Fehler aufzeigen und uns vor Alleingängen bewah-
152 ren, die zur Überarbeitung, Frust und schlechtem Image führen können.
153 Wenn wir gemeinsam mehr werden und reale Verbesserungen der Lebensbedin-
154 gungen mit den Menschen erkämpfen, werden wir gewinnen.


